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Pfändung von Genossenschaftsanteilen
und Konkurs des Genossenschafters

Pfändung und Konkursbei laufendem
Mietvertrag
FallsdieStatuten demausscheidenden
Mitglied einenAnteilamVermögender
Genossenschaft gewähren, kann ein dem
Genossenschafter zustehendes Austrittsrecht von
der Konkursverwaltung oder, wenn dieser
Anteilgepfändetwird, vom Betreibungsamt
geltendgemachtwerden soArt.845 OR). In
derPraxishättedies bei laufendem Mietvertrag

zur Folge, dass die Genossenschaft –

faktisch – keine Sicherheiten mehrhätte für
den Fall, dass der Mietergenossenschafter
seinen mietvertraglichen Verpflichtungen
nichtmehrnachkommenwürde.Demkann
die Genossenschaftentgegenwirken, indem
in den Statuten vorgesehen wird, dass der
Austritt aus der Genossenschaft die Kündigung

des Mietvertrages voraussetzt.4 Praktisch

hat diese Bestimmung zur Folge, dass
der Austrittaus derGenossenschaftnur
zulässig ist, wenn gleichzeitig auch der
Mietvertrag gekündigt wird. Dies hat wiederum
zur Folge, dass der Mietvertrag nie ohne
entsprechende finanzielle Sicherheiten
«zurückbleiben» würde. Entweder werden
Mitgliedschaft und Mietvertrag gekündigt
oder es bleibt beides bestehen.

Im Konkurs hat das Konkursamt
Verfügungsmacht über sämtliche Vermögenswerte

des Schuldners. Das Konkursamt
kann auch über Auflösung oder Fortführung

von Verträgen entscheiden. Die
Konkursverwaltung ist damit frei, sowohl die
Mitgliedschaft in der Genossenschaft als

MancheMieter beziehungsweise Genossenschafter

lebenüber ihrenVerhältnissen.
Bisweilen wird dies erstnach dem Tod

festgestellt, wenn dieErben die Erbschaft
ausschlagen. In beiden Fällen leitet der
Konkursrichter einKonkursverfahrenein.1

Ist die finanzielleSituation weniger dramatisch,

kann es auch «nur» zur Pfändung
des dem Genossenschafter zustehenden
Genossenschaftskapitals kommen. Der
nachfolgende Beitrag zeigt dieStellung
der Genossenschaft in solchen Verfahren
auf.

Sowohlbei Pfändungvon Genossenschaftsanteilen

als auch im Konkursfall ist die
Genossenschaft in einer speziellen Situation.
Sie istSchuldnerin, weilsie gemässStatuten
die Rückzahlung des Genossenschaftskapitals

maximal zum Nennwert schuldet.2

Vermietet sie dem betroffenen Genossenschafter

zudem eine Wohnung, ist sie auch
Gläubigerin. Der Genossenschafter schuldet

dann unteranderem die Bezahlung des
Mietzinses. Gerät der Genossenschafter in
finanzielleSchwierigkeiten,wirddas Betrei-bungs-

beziehungsweise das Konkursamt
Vermögenswerte einziehen und verwerten
wollen. Unter diesem Aspekt wird
Genossenschaftskapital nicht anders behandelt
als jeder andereVermögenswert auch.3

In Bezug auf die Mietzinsforderung der
Genossenschaft ist hingegen von Bedeutung,

ob der Genossenschaft die Möglichkeit

offen steht, diese im Voraus aus dem
Genossenschaftskapital zu befriedigen,
oder ob sie sich – zusammen mit allen
anderen Gläubigern – nur anteilsmässig am
Verwertungserlös der Konkursmasse)
beteiligen kann. Die Unterscheidung ist von
zentraler Bedeutung. In der Regel kann mit
der Konkursmasse nur ein sehr kleiner Teil
der Forderung beglichen werden. Ein «

Vorausbefriedigungsrecht» würde der
Genossenschaft hingegenunterUmständensogar
die volle Begleichung der Schuld ermöglichen.

Dies würde dannselbstredendzu
Lasten derKonkursmasseunddamit aller
anderenGläubigererfolgen.
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auch den Mietvertrag zu kündigen. Ist das

Vermögen des Genossenschafters nur
gepfändet worden, stehen dem Betreibungsamt

keine Verfügungsrechte über Verträge
zu. Das Betreibungsamt kann den Mietvertrag

somit nicht kündigen. Ohne Kündigung

des Mietvertrages ist aber auch der
Austritt aus der Genossenschaft nicht möglich,

sofern dies die Statuten so vorsehen.
Um dennoch einen Erlöszu erzielen,könnte

das Betreibungsamt einen Verkauf des

Genossenschaftsanteils ins Auge fassen.
Der Erwerber würde sich damit eine
zukünftige Auszahlung der Genossenschaft
sichern. Da weder Zeitpunkt noch Höhe5

der Auszahlung bekannt sind, dürfte ein
solcher Verkauf aber praktisch keinen Erlös
erzielen.

Forderungen verrechnen?

Fehlt in den Statuten der Genossenschaft
hingegen die vorerwähnte Schutzklausel,
wonachderAustrittausder Genossenschaft

die Kündigung des Mietvertrages voraussetzt,

steht einem entsprechenden Schritt
durch die zuständige Behörde auch bei
einer Pfändung nichts entgegen. Die
Genossenschaft könnte allenfalls versuchen,
allfällige Gegenforderungen zur Verrechnung
zubringen. Bei Pfändungkönnennur fällige
Forderungen zur Verrechnung gebracht
werden. Bei laufendem Mietvertrag sind
dies somit in der Regel nur aufgelaufene
Mietzinsforderungen. Zukünftige
Mietzinsforderungensindnoch nicht fällig. Eine
Verrechnung derselben wäre damit nicht möglich.

Die Genossenschaft müsste in der
Folge den Genossenschafter anhalten, das
nunmehr fehlende Genossenschaftskapital
erneut einzuschiessen. Kommt der
Genossenschafter dieserVerpflichtungnichtnach,
kann dieGenossenschaft ihm die Mitgliedschaft

gestützt auf Art. 867 OR entziehen.
Dieser Entzug ist nichtmit dem Ausschluss
aus der Genossenschaft zu verwechseln. Es

handeltsichdabeium ein spezielles, gesondertes

Verfahren, das den Entzug der
Mitgliedschaft zur Folge hat, weil das Mitglied
seiner genossenschaftsrechtlichen Bei-trags-

und Leistungspflicht nicht
nachkommt sogenannteKaduzierung).6

Die Genossenschaft kannzusätzlich
versuchen, sich auch aufmietrechtlichemWeg

abzusichern Art. 266h OR). Diese
mietrechtliche Absicherung ist abernur im Konkurs

möglich. Art. 266h OR sieht vor, dass
der Vermieter die Konkursverwaltung
auffordern kann, ihm für zukünftige Forderungen

Sicherheit zu leisten. Erfolgt keine
Sicherstellung, kann der Vermieter fristlos
kündigen. Der Konkurs verbessert gegenüber

der Pfändung die Stellung der
Genossenschaft zudem insoweit, als dass gemäss

Art. 208 SchKG7 mit der Konkurseröffnung
sämtliche Forderungen fällig werden. Dazu
gehören insbesondereauchzukünftige
Forderungen, sofern sie unausweichlich
feststehen. Dies ist gerade bei Mietzinsforderungen

ohne weiteres der Fall, ist doch
gemäss geschlossenem Mietvertrag klar,
dass der Mieter – solange der Vertrag nicht
gekündigt worden ist – auch den Mietzins
zu bezahlen hat. Die Verrechnung ist
sodann ohne Weiteres gestützt auf Art. 213
Abs. 1 SchKG möglich. Ein findiges
Konkursamt könnte auf die Idee kommen, den
Anteilschein zu verkaufen, um damit der
Verrechnung durch die Genossenschaft zu
entgehen. Dieser Versuch scheitert aber an
Art. 169 OR. Dieser sieht – vereinfacht
ausgedrückt – vor, dass die Genossenschaft
einemallfälligenErwerberdiegleichen Einreden

entgegenhalten kann wie gegenüber
dem Konkursamt.Womitdie Verrechnungseinrede

auch gegenüber diesem Erwerber
geltend gemacht werden könnte.

Pfändung und Konkurs bei beendetem
Mietvertrag
Ist der Mietvertrag beendet, können die
Statuten eine Austrittserklärung durch das
Konkurs- beziehungsweise das
BetreibungsamtunabhängigderFormulierung in
den Statuten nicht verhindern. Auch der
vorstehend bereits beschriebene Verkauf
derGenossenschaftsanteile wäreunabhängig

der jeweiligenRegelung in den Statuten
ohne Weiteres möglich. Dies würde aber
angesichts der Tatsache, dass das Betrei-bungs-

beziehungsweise Konkursamt die
Forderung direkt bei der Genossenschaft
geltend machen könnte, keinen Sinn ergeben.

Die Genossenschaftwäredemnachbei
Kündigung der Mitgliedschaft verpflichtet,
den Nennwert dem Konkurs- beziehungsweise

Betreibungsamt auszubezahlen.
Auch hier besteht selbstredend die
Möglichkeit, noch offene Positionen zur
Verrechnung zu bringen. DadasMietverhältnis
beendet ist, dürfte es sich dabei lediglich
um bereits fällige Forderungen handeln.
Der Genossenschaft steht damit auch bei
einer Pfändung ein umfassendes «

Vorausbefriedigungsrecht» zu. Die Deckung der
Schuld wäre in diesem Fall gewährleistet,
sofern der Ausstand die Höhe des
einbezahlten Genossenschaftskapitals nicht
übersteigt.

Spezialfall derkonkursamtlichen
Nachlassliquidation
Eine konkursamtliche Nachlassliquidation
kommtdannzumTragen,wennder
Genossenschafter verstorben ist und sämtliche
Erbendie Erbschaftausschlagen. Im Unterschied

zumKonkurszuLebzeiten istfürdie
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Genossenschaft im ZeitpunktdesTodes des

Genossenschafters nicht klar, ob es später
einmal zu einer Erbausschlagung und
damit zurkonkursamtlichenNachlassliquidation

kommen wird. Diese Situation birgt
grosses Schadenpotenzial. Mit dem Tod
dürften auch die Mietzinszahlungen eingestellt

werden. Die konkursamtliche
Nachlassliquidation erfolgterstnachder
Erbausschlagung undderKonkurseröffnungdurch
den Richter.

Zwischen demTodund der konkursamtlichen

NachlassliquidationkönnenMonate
verstreichen. In dieser Zeit wird die
Wohnung oftmalsnichtzurückgegeben,weildas
Konkursamt ansonsten für die in der
Wohnung gelagertenWertsacheneinenEinstellplatz

finden und bezahlen müsste. Es
erfolgt auch keine Mietzinszahlung. Das

Genossenschaftskapital dürfte den
Mietzinsausfall kaum decken. Das
Verrechnungsrecht wäre damit im darüber
hinausgehenden Umfang wertlos.Ineinersolchen
Situation ist die Genossenschaft gut beraten,

nicht auf die Abwicklung durch das
Konkursamt zu warten. Die ausstehenden
Mietzinsbetreffnisse berechtigen zu einer
Abmahnung unter Berufung auf Art. 257d
OR und einer entsprechenden darauf
fussenden ausserordentlichen Kündigung
des Mietvertrages Zahlungsverzugskündigung).

8 Nach Ablauf der Auszugsfrist ist die
Wohnungamtlich räumen zu lassen. Natürlich

kostet auchdiesesVerfahreneiniges. Es

dürfte schlussendlich aber immer noch die
günstigere Variante sein, als auf das Ende
der konkursamtlichen Nachlassliquidation
zuwarten.

1 Ist offensichtlich, dass das vorhandene Vermögen nicht einmal
die Kosten für den Konkurs deckt, kommt es zur Einstellung
des Konkurses mangels Aktiven. Gläubiger können die
Durchführung verlangen, müssen dafür aber für die Kosten
einstehen, was kaum jeder Fall sein dürfte.

2 Das Obligationenrecht sieht im Grundsatz vor, dass dem
Genossenschafter kein Rückzahlungsanspruch inBezug auf
einbezahltes Genossenschaftskapital zusteht. Gemäss Art. 864
Abs. 2 OR können die Statuten dies aber vorsehen, was inder
Praxis regelmässig auch der Fall ist.

3 Das Bundesgericht hat bereits 1958 in BGE 84 III 21
entschieden, dass Genossenschaftsanteile grundsätzlich
pfändbar sind.

4 Art. 9 Abs. 1 der SVW-Musterstatuten lauten wie folgt: «Ist das
Mitglied Mieter/in von Räumlichkeiten der Genossenschaft,
setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus.»

5 Die Höhe hängt vom Umfang der Verrechnungsforderung ab.
Diese ist aber erst bei Fälligkeit bekannt.

6 Ausschlüsse aus der Genossenschaft werden hingegen z. B. bei
Nichterfüllung der mietvertraglichen Pflichten oder aus anderen
wichtigen Gründen ausgesprochen. Die Statuten regeln inder
Regel dieses Verfahren. Darüber hinaus findet Art. 846 OR
Anwendung.

7 Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs SchKG).
8 Entgegen landläufiger Meinung ist der Mietvertragmitdem Tod

einer Person nicht beendet. Das Mietverhältnis geht auf die
Erbengemeinschaft über siehe dazu Art. 266i OR).
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